
319 . NOVEMBER 2018
M O N T A G T h e m a

DER UN-MIGRATIONSPAKT: INTEGRATIONSFORSCHER STEFAN LUFT ERLÄUTERT, WELCHE SCHWÄCHEN ER HAT

Erhöht sich der Zuwanderungsdruck auf
Deutschland automatisch, wenn die Bundes-
regierung den „Globalen Pakt für Migration“
im Dezember unterzeichnet?
Stefan Luft: Nein. Das ist kein völkerrechtlich
verbindlicher Vertrag, aber er ist ausdrücklich
politisch verbindlich. Das heißt, die eindeuti-
gen Bekenntnisse zu mehr Migration, zur
Förderung von Migration werden ihre Folgen
haben.

Wo denn?
Etwa bei der Rechtsprechung der Verwal-
tungsgerichte, aber auch bei internationalen
Fragen. Wenn es um die Verteilung von Flücht-
lingen geht, wird dieser Pakt sicher den poli-
tischen Druck stark erhöhen.

Aber es kann sich doch kein Migrant auf die-
sen Pakt berufen, wenn er Rechte in Deutsch-
land einklagen will.
Es sind keine individuellen Rechte ableitbar
aus diesem Pakt. Aber er enthält doch starke
Selbstverpflichtungen. Im Kern geht es um
die Rahmenerzählung und die Bewertung von
Migration. Da folgt der Pakt der liberalen
Interpretation, wonach Migration grundsätz-
lich ein Gewinn für alle sei: für die Herkunfts-
staaten, die Zielstaaten und die Migranten.
Wer diese Interpretation nicht teilt, sitzt dem-
nach irreführenden Informationen auf.

Was folgt für Sie daraus?
Der Staat will die Bürger verpflichten, ein poli-
tisches Phänomen wie die Migration in einer
bestimmten Art und Weise zu bewerten. Das
ist mit der Meinungsfreiheit schwer vereinbar
und wird scheitern, weil die Zweifel an dieser
Logik immer größer werden. Die Konflikte,
die Migration in ganz Europa und weltweit
auslöst, sind ja nicht zu übersehen.

Sie meinen, der Pakt beinhaltet also eine Art
Erziehungsauftrag der unterzeichnenden
Regierungen gegenüber ihrer jeweiligen Bevöl-
kerung?
Es heißt an mehreren Stellen, dass Medien ge-
fördert werden sollen, um angemessene In-
formationen zur Migration zu verbreiten.
Gegen Medien, die das nicht tun, verpflichten
sich die Staaten, Sanktionen zu verhängen.
Das ist natürlich bei Straftaten wie Volksver-
hetzung legitim und nachvollziehbar.

Aber dazu braucht man in Deutschland keinen
UN-Pakt.
Genau. Deshalb habe ich den Eindruck, dass
hier auch das Tor zur Lenkung der öffentli-
chen Meinung geöffnet wird.

Alle Parteien im Bundestag – bis auf die AfD -
versprechensichehereineEntlastungDeutsch-
lands, wenn die Standards für Migranten in
anderen Ländern angehoben werden. Dann
blieben die nämlich gleich dort. Ist das realis-
tisch?
Dem ist entgegenzuhalten, dass der Pakt sich
an mehreren Stellen ausdrücklich zur Förde-
rung von Migration bekennt. So heißt es: „Wir
verpflichten uns, eine sichere, geordnete und
reguläre Migration zum Wohle aller zu er-
leichtern und zu gewährleisten.“ Nun muss
man unterscheiden zwischen regulärer Mig-
ration, etwa Arbeitsmigration, und Fluchtmi-
gration. Wobei diese Unterscheidung auch
nicht so eindeutig zu treffen ist. Es gibt eben
soziale und wirtschaftliche Lagen, die Men-
schen durchaus zwingen können, eine Migra-
tionsentscheidung zu treffen. Deshalb kann
man sie aber noch nicht ausdrücklich als
Fluchtmigranten bezeichnen.

Also braucht man weitere Kriterien?
Das Bundesministerium für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung will die
Migration in und aus Afrika steuern, indem
man legale Wege öffnet und Fluchtgründe re-
duziert. Dieses Geben und Nehmen macht
durchaus Sinn, hat aber auch einen Haken:
Wenn man den Lebensstandard in diesen Län-
dern nur geringfügig erhöht, ist zunächst mit
mehr Wanderung zu rechnen, weil erst einmal
mehr Menschen in die Lage versetzt werden,
ihre Wanderungsabsichten umzusetzen.

In dem UN-Pakt steht nun aber auch, dass
Schleuserbanden grenzübergreifend stärker
verfolgt und bestraft werden sollen. Das müsste
doch selbst im Sinne jener Staaten sein, die
nicht unterzeichnen wollen.
Es gibt einige Passagen, die durchaus zu be-
grüßen sind: die Verpflichtung von Staaten,
Dokumente für Migranten auszustellen oder
stärker zu kooperieren bei der Rückkehr von
Staatsangehörigen. Natürlich auch die Be-
kämpfung von Schleuserkriminalität und
Menschenhandel. Inwieweit sich das in kon-
kreten Fällen als wirksam erweist, bleibt ab-
zuwarten.

„Auch die öffentliche Meinung wird gelenkt“

In der Türkei leben laut UNHCR derzeit 2,9 Millionen syrische Flüchtlinge. FOTO: SEDAT SUNA/DPA

Ende 2017 befanden sich nach UN-Angaben
68,5 Millionen Menschen weltweit auf der
Flucht – so viele wie nie zuvor. Kann man die-
ses Problem denn überhaupt mit einzelstaat-
lichen Maßnahmen lösen?
Erstens: Der größte Teil, rund 40 Millionen
Menschen, sind Binnenvertriebene, die inner-
halb ihres Landes bleiben. Zweitens: Der
größte Teil der internationalen Flüchtlinge
bleibt in den angrenzenden Staaten. Durch
den Syrienkrieg sind von allem kleine Staaten
wie der Libanon oder Jordanien überpropor-
tional belastet. Auch die Türkei hat sehr große
Gruppen von Flüchtlingen aufgenommen.
Drittens: Weltweit betrachtet sind über 80 Pro-
zent der Flüchtlinge in den ökonomisch und
sozial schwächsten Staaten untergekommen.
Wenn man das also global steuern will, muss
man zuerst bei der Stabilisierung und Förde-
rung der Erstaufnahmestaaten ansetzen.

Was bedeutet das konkret?
Man muss Infrastruktur schaffen, und zwar
nicht nur für die Flüchtlinge, sondern auch
für die heimische Bevölkerung, damit keine
Konkurrenzen entstehen. Es geht um Bil-
dungseinrichtungen, Gewerbegebiete und
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A uf der Suche nach Frieden und einem
besseren Leben verlassen immer mehr
Menschen weltweit ihre Heimat. Mit

dem „Globalen Pakt für eine sichere, geord-
nete und reguläre Migration“ (GCM) haben
die Vereinten Nationen im Sommer erstmals
Grundsätze für den Umgang mit Flüchtlin-
gen festgelegt. Das Dokument soll beim
UN-Gipfel am 10. und 11. Dezember in Mar-
rakesch unterzeichnet werden. Daraus neun
Ziele:
▸ Politiker sollen stärker auf Grundlage nach-
weisbarer Fakten entscheiden. Dazu müssen
Erhebung, Analyse und Verbreitung von
Daten zur Migration geschärft werden.
▸ Die Lebensbedingungen sind weltweit so
zu verbessern, dass Menschen auch in ihrer
Heimat bleiben können. Neben sozialen Fak-
toren steht der Kampf gegen Klimawandel
und Umweltzerstörung im Fokus.
▸ Arbeitende Migranten sollen besser gegen
Ausbeutung, Missbrauch und die Verletzung
von Menschen- und Arbeitsrechten geschützt
werden.
▸ Beim Bezug von unterstützenden Leistun-
gen sind Migranten nicht zu benachteiligen.
Der Anspruch darauf ist ein Menschenrecht.
▸ Die UN fordern die vollständige Eingliede-
rung von Migranten in die Gesellschaft – auf
Basis gegenseitigen Respekts.
▸ Rettungseinsätze wollen die Vereinten Na-
tionen international besser koordinieren, „um
den Tod und die Verletzung von Migranten zu
verhindern“.
▸ Schleuserbanden sollen grenzübergreifend
stärker verfolgt und bestraft werden, ge-
schmuggelte Migranten aber straffrei bleiben.
▸ Die Staaten verpflichten ihre Konsulate zu
internationaler Zusammenarbeit, um Rechte
und Interessen aller Migranten zu schützen.
▸ Gegen Fremdenfeindlichkeit und Intoleranz
streben die UN eine öffentliche Debatte über
Migranten an, die auf „nachweisbaren Fak-
ten“ beruht, und unterstreichen „das Recht
der freien Meinungsäußerung“.

Welche Ziele
der Pakt verfolgt
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Ähnliches mehr, die Perspektiven schaffen,
jenseits von Verarmung in den großen Lagern.
Das ist auch deshalb naheliegend, weil die
meisten ja irgendwann wieder zurückwollen
in ihre Heimat.

Im vorigen Jahr stritt unsere Regierung heftig
über eine Obergrenze für Zuwanderer, doch
dann kamen viel weniger als erwartet. Ist das
eine Trendwende?
Es gibt genügend Krisenherde, die jederzeit
zu größeren Migrationsbewegungen in unsere
Richtung führen können: etwa der Konflikt in
der Ost-Ukraine, der Kampf in der Türkei
gegen die Kurden. Die Zahl der Asylanträge
aus der Türkei hat ja ohnehin schon zugenom-
men wegen der Verfolgung missliebiger Per-
sonen durch die Regierung Erdogan. Und
dann gibt es auch noch den Krieg im Jemen.
Das alles kann den Migrationsdruck auf die
EU wieder erhöhen.

Und wie sollte die EU darauf reagieren?
Sie muss sich zunächst darüber klar werden,
dass der Versuch, verpflichtende Quoten für
die Mitgliedsstaaten einzuführen, gescheitert
ist. Es hat keinen Sinn, sich da zu verkämpfen.

Niemand wird sich verpflichten, einen be-
stimmten Anteil in sein Land zu lassen, weil
man die Bezugsgröße gar nicht abschätzen
kann. Wenn der die Millionengrenze über-
schreitet, werden das viele Regierungen nicht
zulassen.

Also?
Also muss sich die EU überlegen, ob sie das
Asylverfahren europäisiert. Dann gewähren
nicht mehr die einzelnen Mitgliedstaaten
Asyl, sondern die Union als Ganze. Die Ver-
fahren sollten dann an den Außengrenzen
durchgeführt werden. Dort würde festgestellt,
wer ein vorläufiges Bleiberecht bekommt und
wer nicht. Letztere werden dann auch unmit-
telbar zurückgeführt. Nur so kann verhindert
werden, dass der allergrößte Teil, der kein
Bleiberecht hat, doch letztlich bleibt.

Aber diejenigen, die bleiben dürfen, muss man
verteilen innerhalb der EU. Dann müsste man
ja doch Ungarns Präsident Orban ein gewisses
Kontingent zumuten, oder?
Es gäbe zunächst einmal keine nationalen
Sonderrechte mehr, die über EU-Recht hin-
ausgehen und ein Bleiberecht ermöglichen.

Die zuständige Institution wäre das Europäi-
sche Unterstützungsbüro für Asylfragen,
EASO. Realpolitisch gesehen wird sich die Ver-
teilung nach Quoten nur auf eine Koalition
der Willigen beschränken.

Man kommt also unsolidarischen Staaten ent-
gegen, ohne eine Gegenleistung zu fordern?
Man muss von ihnen Ausgleichsleistungen
verlangen. Die EU-Kommission hat 250000
Euro vorgeschlagen für jeden Flüchtling, den
sie nehmen müssten, aber nicht nehmen.
Oder sie müssten sich überproportional am
Schutz der EU-Außengrenzen beteiligen oder
an den eben geschilderten Maßnahmen in den
Erstaufnahmestaaten.

Jenseits der Kriegsflüchtlinge: Braucht
Deutschland nicht ein gewisses Maß an Zu-
wanderung, um als alternde Industrie- und
Dienstleistungsgesellschaft stabil zu bleiben?
Es gibt einzelne Berufe und Branchen, bei
denen personelle Engpässe bestehen. Dafür
ist ein Einwanderungsgesetz für Fachkräfte
in der Debatte. Die Unternehmen können zu-
dem bereits heute in allen anderen EU-Staa-
ten Arbeitskräfte rekrutieren. Beim UN-Pakt
teile ich auch die linke Kritik, dass die wirt-
schaftlichen und sozialen Auswirkungen und
Interessen an keiner Stelle erwähnt werden.

Wie meinen Sie das?
Die Bundesbank hat vor Kurzem festgestellt,
dass bereits die starke EU-Binnenmigration
nach Deutschland sich eindeutig lohndämp-
fend ausgewirkt hat. Die hohe Nachfrage nach
Arbeitskräften hat also nicht zu einem stär-
keren Lohnanstieg geführt. Die Arbeitgeber
haben grundsätzlich ein Interesse an einem
möglichst unbegrenzten Arbeitskräfte-Reser-
voir. Das erspart ihnen, bessere Arbeitsbedin-
gungen zu bieten oder höhere Löhne und Ge-
hälter zu zahlen. Deshalb sollte sich die An-
werbung von Arbeitskräften aus Drittstaaten
auf Hochqualifizierte beschränken.

Arbeitgeberpräsident Ingo Kramer sagt, der
Lagerarbeiter fehle hier genauso wie der Infor-
matiker – und im kommenden Jahr entstün-
den hier rund eine halbe Million neuer Jobs.
Das sind politische Zahlen, die die Lage dra-
matisieren sollen. Die wurden auch schon im
Jahr 2000 in die Welt gesetzt, als Bundeskanz-
ler Gerhard Schröder die Greencard-Initiative
startete. Da hieß es, es würden Zehntausende
von IT-Fachleuten benötigt. Das erwies sich
als nicht haltbar. Und bei den Geringqualifi-
zierten haben wir in den meisten Regionen
der Bundesrepublik doch ein sehr starkes
Überangebot. Zudem gibt es in vielen EU-Staa-
ten eine hohe Jugendarbeitslosigkeit. Deshalb
ist es nicht nachvollziehbar, warum nun auch
noch pauschal die Arbeitsmigration aus Dritt-
staaten gefördert werden soll.

Die Fragen stellte Joerg Helge Wagner.


